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Bolkswirthſchaft und Berwaltungorecht. 


Fortfetzung.) 

Es iſt demgemäß die Aufgabe, zu zeigen, daß die volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Begriffe Rechtsbegriffe ſind, ſomit nothwendig einen ſittlichen 
und hiſtoriſchen Inhalt haben und daß die Geſetzmäßigkeit des wirth⸗ 
ſchaftlichen Culturlebens in der Rechtsordnung jedes Volkes zu ſuchen 
iſt. Es ſoll ſich dabei nur darum handeln, auf einige weſentliche Ge⸗ 
ſichtspunkte aufmerkſam zu machen. 

Theoretiſch betrachtet, zerfällt das Erwerbsweſen in drei Haupt⸗ 
theile: 1. Allgemeine Grundſätze der Erwerbsthätigkeit. 2. Oeffentliche 
Anſtalten und Einrichtungen für Erwerbszwecke. 3. Die einzelnen Er⸗ 
werbszweige. Es muß jedoch bemerkt werden, daß die Bedingungen 
des Erwerbslebens ſich nicht auf die ſtreng wirthſchaftliche Sphäre 
beſchränken, ſondern zugleich auch in anderen Richtungen des ſoctalen 
Lebens zu ſuchen find, deren Regelung zwar gleichfalls wirthſchaftlichen 
Motiven unterliegt, aber in dieſen nicht ihren weſentlichen Inhalt 
findet, weßhalb ihnen im wiſſenſchaftlichen Syſteme eine andere Stelle 
zukommt. Hieher gehören z. B. der Unterricht, die Kunſt, die Preſſe, 
die Freizügigkeit, die Rechtsſicherheit u. dgl. m. 

Die Erwerbsthätigkeit im Allgemeinen beſteht in 
gemeinſchaftlicher Einwirkung von Beſitz und Arbeit auf die Natur 
für die Zwecke des menſchlichen Lebens. Es gibt daher nur zwei Pro⸗ 
ductionsfactoren, Beſitz und Arbeit und ihr gemeinſchaftliches Object 
iſt die äußere Natur. 

Die bisherige Theorie unterſcheidet drei Productionsfactoren: 
Natur, Capital und Arbeit. Dies iſt eine techniſche Eintheilung der 
Productionsmittel, die daher auch nur nach techniſchen Rückſichten er⸗ 
folgen kann. Unter Natur find dabei die freien in Luft, Boden, 


Waſſer ꝛc. wirkenden Kräfte zu verſtehen; unter Capital die künſtlich 
hergeſtellten äußeren Productionsmittel (Stoffe, Maſchinen, Werkzeuge, 
Vorräthe, Gebäude 2c.); unter Arbeit die techniſche Thätigkeit der bei 
der Production beſchäftigten Menſchen. Dieſe Eintheilung iſt nicht 
ſchlußgerecht, da offenbar auch Naturkräfte im Capital (in dieſem 
Sinne) und im Menſchen wirken; z. B. Dampfkraft, Elektricität, 
Muskelkraft u. ſ. w. 

Als Productionsfactoren können daher nur Beſitz und Arbeit 
anerkannt werden. Beide ſind Rechtsinſtitute, durch welche die menſch⸗ 
liche Perſönlichkeit die Ordnung ihres Lebens und Wirkens findet. 

Was erſtlich den Beſitz anbelangt, ſo iſt der rechtliche Inhalt 
desſelben verſchteden, je nachdem er 1. bloße Vermögensmacht oder 
zugleich andere, im Weſentlichen obrigkeitliche Befugniſſe umſchließt; 
2. je nachdem Natural⸗ oder Geldwirthſchaft beſteht; 3. je nachdem 
er die rechtliche Qualität der Beſitzenden alterirt oder nicht. 

Im Mittelalter gab es urſprünglich und weſentlich nur Grund⸗ 
beſttz, deſſen Zubehör die beweglichen Sachen waren und der Grund⸗ 
befig war mit der politiſchen Verfaſſung verflochten. Das Grundeigen⸗ 
thum ſtand in den Markgenoſſenſchaften unter dem Markrecht, in den 
Grundherrſchaften unter dem Hofrechte und auch die Städte waren 
urſprünglich hievon nicht ausgenommen“). Weitere Geſtaltungen des 
Grundbeſitzes entſtanden durch das Vogtetrecht, das Lehensrecht, durch 
das landesherrliche Terrttorialrecht. Das Recht des Grundbeſitzes ſchied 
demnach im Allgemeinen aus einander Herren und Unterthanen 
(Vaſallen, Zinspflichtige) und in den Marken war der Grundbeſitz 
durch die gemeinſame Marknutzung, die Feldgemeinſchaft, die Märker⸗ 
beſchlüſſe genoſſenſchaftlich gebunden. In dem herrſchaftlichen Eigen⸗ 
thum (echten Eigen) war enthalten das Recht der Gerichtsbarkeit über 
die Unterthanen und das Recht auf diejenigen Objecte, die als Vor⸗ 
recht der Herrſchaft galten (Wild, Waſſer, Mineralien ꝛc.). Auf dem 
Befitz der dienenden Claſſe ruhten mannigfaltige Verpflichtungen und 
Laſten, in Abgaben, Arbeitsleiſtungen und Unterthanspflichten beſtehend. 
Aus der allgemein herrſchenden Naturalwirthſchaft folgte, daß der 
Grundbeſitz und ſeine Producte nicht nach ihrem Geldwerthe im Ver⸗ 
kehre ſich bewegten. Objecte der Berechtigung waren im Weſentlichen 
nur die naturalen Dinge, aber damit waren, wie eben gezeigt, man⸗ 
nigfaltige in der ſtändiſchen Rechtsordnung begründete herrſchaftliche 
und obrigkeitliche Rechte verbunden. 

Weſentlich lag in dieſer Rechtsſtellung des Beſitzes begründet 
die perfönliche Dienſtbarkeit der arbeitenden Claſſe. 
Hieraus ergaben ſich die mannigfaltigen Formen der Leibeigenſchaft 
und Erbunterthänigkeit, die zuletzt in der allgemeinen Claſſe der bäu- 
erlichen Unterthanen verſchmolzen. Im Weſentlichen iſt anzuführen: 
Unfreiheit des perſönlichen Lebens (Gebundenheit an die Scholle, Un⸗ 
freiheit der Eheſchlteßung ꝛc.), Zwangsarbeit, Unfreiheit in der Wahl 
des Berufs und Erwerbs, Beſchränkung der Erwerbsfähigkeit. 

Der ſelbſtſtändige (größere) Beſitz war demnach im Weſentlichen 
ein Herrſchaftsverhältniß, das ſich zugleich über die Arbeit erſtreckte 


) Arnold, „Geſchichte des Etgenthums in den deutſchen Städten“ Bafel 
1861, p. 4. 


und dieſelbe unfrei machte. Noch weiter war das Alterthum gegangen, 
welches die Arbeit in der Geſtalt der Sclaverei einfach zu einem 
Object des Eigenthums ſelbſt machte. 

Dieſes alte Recht des Beſitzes und der Arbeit wurde durch die 
ſociale Rechtsentwicklung der Neuzeit beſeitigt. Durch die Grundent⸗ 
laſtung wurde der obrigkeitliche, herrſchaftliche und genoſſenſchaftliche 
Charakter des Grundbeſitzes, durch die Gewerbefreiheit die corporative 
Excluſivität des Gewerbebetriebes aufgehoben. Hiedurch wurde der 
Beſitz in ſeinem reinen Weſen als Vermögensmacht hergeſtellt und 
demgemäß die perſönliche Dienſtbarkeit der Arbeit aus feinem Begriffe 
entfernt. 

Indeſſen dasſelbe Entwicklungsprincip, welches dieſe Reform 
bewirkte, brachte auch eine doppelte Seite des Beſitzes hervor und 
begründete an Stelle der früheren ſtändiſchen die nunmehrige ſociale 
Macht des Beſitzes. Indem nämlich durch die fortſchreitende Geld⸗ 
wirthſchaft alle Objecte des Beſitzes unter den Geſichtspunkt ihres 
Geldwerthes gebracht wurden, mußten nothwendig die naturalen Be⸗ 
ziehungen der Perſonen unter einander mehr und mehr zurücktreten 
und, weil der Ausbeutung des Geldwerthes hinderlich, als laͤſtig und 
ungerecht empfunden werden. Das Eigenthum erhielt nun ein doppeltes 
Object: die naturale Sache ſelbſt und deren Werth. Die Freiheit des 
Beſitzes erforderte nach beiden Seiten Aufhebung alter Schranken, 
und in dem foctalen Bewußtſein machten ſich demgemäß zwei vorwärts 
drängende Begriffe geltend: 1. das freie Eigenthum am naturalen 
Objecte und 2. das Eigenthum unter dem Geſichtspunkte des Werthes 
oder das Capital. In der Freiheit des Eigenthums iſt enthalten 
die volle Verfügung des Eigenthümers über die Sache ſelbſt. im Hin⸗ 
blick auf Bewirthſchaftung, Ertrag, Veräußerung, Erwerb, Belaſtung 
x.; in der Freiheit des Capitals oder dem Capital ſchlechthin — denn 
das Capital iſt nur aus der modernen Idee des freien Beſitzes ent⸗ 
ſprungen — die volle Verfügung über den Werth der Sache und die 
ſreie Werthbildung im Verkehre. 

Die Arbeit wird in der bisherigen Volkswirthſchaftslehre nur 
von ihrer techniſchen Seite dargeſtellt und hauptſächlich nach der Seite 
erörtert, wie der Erfolg der Arbeit am höchſten geſteigert werden könne. 

Anders verhält es ſich, wenn man nach dem geſellſchaftlichen 
Weſen der Arbeit und der Stellung der Arbeit in der modernen Ge⸗ 
ſellſchaft fragt. Hier handelt es ſich weſentlich darum: 1. was iſt 
wirthſchaftliche Arbeit? und 2. nach welchem Geſetze wird ſie geleiſtet? 

Beide Fragen laſſen ſich nicht abſtract, ſondern nur aus der 
geſchichtlichen Entwicklung beantworten. Wo ausſchließlich Krieg und 
höchſtens Politik zu den Beſchäftigungen des freien Mannes gehörten, 
waren die übrigen Verrichtungen unfreier Natur. Wir finden daher 
urſprünglich auch Aerzte, Lehrer, Schreiber, Muſiker ꝛc. in der Reihe 
der Sclaven und im Mittelalter unter dem Hofgeſinde der Herren. 
War doch ſelbſt die Miniſterialität, aus der ſpäter ein vornehmer 
Stand hervorging, urſprünglich nur Hofdienerſchaft. Unter dem Ein⸗ 
fluſſe der wiſſenſchaftlichen Ausbildung ſonderten ſich allmälig gewiſſe 
Berufsarbeiten von der bloßen Erwerbsarbeit und gelangten, analog 
dem Beſttze, zu einer ſelbſtſtändigen Stellung in der Geſellſchaft, 
ſo namentlich der öffentliche Dienſt, die Advocatur, die ärztliche Praxis, 
der Lehrerberuf, der Künſtlerberuf. Wirthſchaftliche Arbeit iſt ſonach 
nur diejenige, welche nach den Geſetzen des Erwerbes an Naturgegen⸗ 
ſtänden verrichtet wird. Im weiteren Sinne läßt ſich zwar auch die 
Thätigkeit des Beſitzes (der Unternehmer) ſelbſt darunter begreifen. 
Dieſe aber beſteht weſentlich in der Anordnung und Leitung der tech: 
niſchen Arbeitsverrichtungen. Im ſocialen und eigentlichen Sinne iſt 
wirthſchaftliche Arbeit nur diejenige, welche unter der Leitung und 
Verantwortlichkeit des Beſitzes für Erwerbszwecke geleiſtet wird. Erſt 
hiedurch tritt der ſociale Begriff der Arbeit und der arbeitenden 
Claſſe ſcharf und klar hervor. 

Die Geſetzmäßigkeit der Arbeit liegt in den Geſetzen des Er⸗ 
werbes. Es wurde oben dargelegt, wie in der früheren Rechtsord⸗ 
nung mit dem Beſitze nicht bloße Vermögensmacht, ſondern zugleich 
herrſchaftliche und obrigkeitliche Macht verbunden war und demgemäß 
die Arbeit ſich im Zuſtande der Unterthänigkeit gegenüber dem Beſitze 
befand. In der ſocialen Rechtsordnung tft der Beſitz auf reine Ver⸗ 
mögensmacht reducirt, aber die Arbeit iſt nicht minder der Verfügung 
des Beſitzes unterſtellt. Worin beſteht nun der Unterſchied und das 
auszeichnende Merkmal des neuen ſocialen Arbeitsverhältniſſes? Das 
iſt unzweifelhaft geblieben, daß die techniſchen Geſetze der Production 
nach wie vor von der Arbeit durch die mannigfachſten über alle 
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Zweige der Production verbreiteten Verrichtungen gemeiner und gelernter 
Thätigkeit in Bewegung geſetzt werden müſſen. Der Unterſchied beſteht 
im Allgemeinen nur darin, daß die Arbeit nicht mehr unter herr⸗ 
ſchaftlichem Rechte, ſondern lediglich unter den Geſetzen des Erwerbs 
ſteht. Die Arbeit iſt frei geworden wie auch der geſammte Beſitz. 
Zwiſchen beiden beſteht offenbar ein Verhältniß der Freiheit, das nur 
durch das Recht ſeine beſtimmte Geſtaltung finden kann. Daher können 
die Geſetze des ſocialen Erwerbs nur in Rechtsgrundſätzen geſucht 
werden. Das ſociale Cultur⸗ und Rechtsbewußtſein, wie es im Leben 
jedes Volkes ſich kundgibt, muß entſcheiden darüber, 1. wie weit 
erſtreckt ſich die Pflicht der Arbeit gegenüber dem Beſitze? 2. wie 
weit erſtreckt ſich das Recht des Erwerbes und wie ſoll der Erwerb 
unter die verſchiedenen Claſſen der Geſellſchaft vertheilt werden? In erſter 
Beziehung find die in der heutigen Arbeiterwelt fo vielfach ventilirten 
Fragen in Betracht zu ziehen, welche die Feſtſetzung der Arbeitslaſt, 
der Arbeitsdauer, der Tages⸗ und Nachtarbeit, die näheren Einrich⸗ 
tungen der Arbeit durch Specfaliſirung u. dgl. dann die Vertheilung 
der Arbeitslaſt über die Geſchlechter, die Alterselaſſen betreffen; in 
zweiter Hinſicht fragt es ſich um die in den heutigen Culturzuſtänden 
begründeten Zwecke des Erwerbes, um die Antheile der verſchiedenen 
Geſellſchaftsclaſen an dem Geſammterwerb, insbeſondere um den 
Antheil, welcher der arbeitenden Claſſe vermöge ihrer heutigen Cul⸗ 
turſtellung ſelbſt gebührt. In nächſter Verbindung damit fteht die 
rechtliche Organiſation der Arbeit, durch welche fte in den Stand 
geſetzt wird, ihr Claſſenbewußtſein mit Erfolg und in rechtmäßiger 
Weiſe geltend zu machen. In diefem Zuſammenhange treten Coalitionen, 
Arbeitseinſtellungen, Gewerkvereine und die corporative Neugeſtaltung 
der Gewerbe als Fragen der modernen ſocialen Rechtsbildung in den 
Vordergrund. 
(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Nur eigenmächtige Störungen des ruhigen Beſitzes eines Dritten 

bilden den Gegenſtand einer Verhandlung nach der kaiſerl. Verord⸗ 

nung vom 27. October 1849, Nr. 12 N. G. Bl. — Proviſorien 

der politifchen Behörden können im Beſitzes proceſſe nicht be⸗ 
ſeitigt werden. 


A. klagte den B. wegen Beſitzſtörung, weil nämlich B. über 
den Weg des Klägers, Kat.⸗Parc. 1419, am 27., 28. und 29. April 
1871 trotz mehrmaligen Verbotes des A. zu ſeinen Grundſtücken ge⸗ 
fahren ſei, und bat um das Erkenntniß: „B. ſei, da er ihn im 
ruhigen Beſitze des Weges, Parc. 1419, geſtört, ſchuldig, bei Geld⸗ 
ſtrafe von 20 fl. ſich jedes weiteren Fahrens über dieſen Weg zu 
enthalten.“ 

B. geſtand das Fahren zu, producirte aber den Beſcheid der 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft in J. vom 16. April 1871, 3. 4265, 
womit ihm bewilliget worden, auf dieſem Wege zu fahren, indem es 
darin heiße: „A. habe kein Recht dem B. in der Benützung des 
Weges, P.⸗Nr. 1419, hindernd entgegenzutreten.“ 

Das Bezirksgericht in Neu⸗Paka hat mit Endbeſcheid vom 
15. Juli 1871, 3. 3618, der Klage ftattgegeben, „weil ſowohl der 
ruhige Beſitz an Seite des Klägers, als auch die Thatſache der 
Störung durch das eingeſtandene Fahren auf dem Wege P.⸗Nr. 1419 
rechtlich erwieſen, der Beſcheid der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in J. 
unentſcheidend ſei, indem derſelbe, abgeſehen davon, daß er noch nicht 
rechtskräftig geworden, bei Entſcheidung in Beſitzſtreitigkeiten vor 
Gericht keine Berückſichtigung finden konne. 

Das böhmiſche Oberlandesgericht hat aber mit Erkenntniß vom 
7. November 1871, 3. 31.362 und 37.289, die Klage abgewieſen; 
„denn nachdem auf Grund des § 19 des Geſetzes vom 12. Auguſt 
1864 die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in J. rechtskräftig entſchieden 
gehabt, daß Kläger kein Recht habe, den Geklagten in der Benützung 
des Weges, P.⸗Nr. 1419, zu hindern, ſo ſei bereits ein Proviſorium 
geſchaffen worden, und es könne nicht behauptet werden, daß B. 
eigenmächtig den Beſitz des A. geſtört habe, daher der $ 339 a. b. 
G. B. und die kaiſ. Verordnung vom 27. October 1849, Nr. 12 
R. G. Bl. hier keine Anwendung finden dürſen.“ 


Der k. k. oberſte Gerichtshof hat endlich mit Entſcheidung vom 
3. Jänner 1872, 3. 15.509, den dagegen ergriffenen Reviſtonsrecurs 
abgewieſen, „weil der Geklagte, nachdem ihm durch den Aufbau der 
Nordweſt⸗Eiſenbahn die frühere Zufahrt zu ſeinen Grundſtücken abge⸗ 
ſchnitten worden war, bei der politiſchen Bezirksbehörde Abhilfe 
ſuchte und die Verordnung der Bezirkshauptmannſchaft J. vom 
16. April 1871, 3. 2465, erwirkte, durch welche ihm die Er⸗ 
mächtigung ertheilt wurde, den Fahrweg des Klägers mitzubenützen, 
daher der Geklagte, wenn er von dieſer Ermächtigung Gebrauch 
machte, im guten Glauben und keineswegs eigenmächtig handelte, der 
§ 339 a. b. G. B. aber, von welchem die kaiſ. Verordnung vom 
27. October 1849, Nr. 12 R. G. Bl. im § 2 ausgeht, nur 
eigenmächtige Störungen des Beſitzes zum Gegenſtande hat.“ 
E. 


Zur Frage des Einfluſſes der formellen Mangelhaftigkeit eines 
Heimatſcheindocumentes auf deſſen Giltigkeit ). 


Anna Weiſer ſtand vom Jahre 1867 bis zu ihrem im Jahre 
1871 erfolgten Tode im Spitale zu B. in Pflege, und da es ſich 
im Jahre 1867 um ihre Wegtransportirung aus dem Krankenhauſe 
und Bezahlung von Verpflegskoſten handelte, wurde bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft B. die Zuſtändigkeitseruirung der Weiſer anhängig 
gemacht. Die von der Bezirkshauptmannſchaft eingeleiteten Erhebungen 
ergaben, daß Anna Weiſer im Jahre 1790 in der Ortsgemeinde 
Ilgen geboren und die eheliche Tochter eines dortigen Grundbeſitzers 
iſt und ſich nach Angabe dieſer Ortsgemeinde bis 1829 daſelbſt auf⸗ 
gehalten habe. Es ließ ſich aber nicht feſtſtellen, daß ſich dieſelbe von 
1829 an bis zu ihrem Tode in einer Gemeinde ununterbrochen 10, 
reſp. 4 Jahre aufgehalten habe. In dem Nachlaſſe der Anna Weiſer 
wurde indeſſen ein auf Zuſtändigkeit nach Puch lautender, am 
13. März 1866 ausgeſtellter Heimatſchein vorgefunden. Derſelbe hatte 
jedoch mehrere Formgebrechen an ſich. So lautete die Bezeichnung 
des Namens auf Weifner ſtatt auf Weiſer, auch war das Alter un⸗ 
richtig angeſetzt, dann fehlten: Die Unterſchrift eines Gemeinderathes, 
das Gemeindeſtegel und die Perſonsbeſchreibung. Auch konnte der 
Titel, auf Grund deſſen der Anna Weifner dieſer Heimatſchein von 
der Gemeinde Puch ausgeſtellt worden ſein ſoll, nicht eruirt werden. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in B. erkannte Anna Weifner 
(recte Weiſer) als nach Puch heimatberechtiget „weil nach $ 32 des 
Heimatgeſetzes vom Jahre 1863 der Heimatſchein die Urkunde iſt, 
welche beſtätigt, daß der Perſon, welcher er ertheilt wird, das Heimat⸗ 
recht in der Gemeinde zufteht, und weil die Gemeinde Puch in Ge⸗ 
mäßheit des § 35 des erwähnten Heimatgeſetzes nicht nachzuweiſen 
vermochte, daß die Inhaberin des Heimatſcheines zur Zeit der Aus⸗ 
ſtellung desſelben das Heimatrecht in einer anderen Gemeinde beſaß.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte die Gemeinde Puch an die 
Statthalterei und ſtellte in ihrer Berufung die Behauptung auf, daß 
Anna Weifner ihrer Geburt nach in der Gemeinde Ilgen heimatbe⸗ 
rechtigt ſei und dieſes Heimatrecht gemäß § 17 des Heimatgeſetzes 
vom J. 1863 inſolange beibehalten müſſe, als nicht die Erwerbung eines 
anderen Heimatrechtes erwieſen werde. Da letzterer Fall nicht einge⸗ 
treten ſei, habe Weifner die Zuſtändigkeit in der Gemeinde bis zu 
ihrem Tode beibehalten; auch könne der auf Zuſtändigkeit nach Puch 
lautende unterm 13. März 1866 ausgeſtellte Heimatſchein nicht die 
im § 32 des Heimatgeſetzes vom Jahre 1863 enthaltenen geſetzlichen 
Folgen haben, weil demſelben die durch das Geſetz geforderten weſent⸗ 
lichen Erforderniſſe der Giltigkeit mangeln. 

Die Statthalterei erkannte, daß Anna Weifner nicht nach Puch 
ſondern nach Ilgen zuſtändig ſei und zwar mit folgender Motivirung: 
„Die Entſcheidung der erſten Inſtanz baſtre im Weſentlichen auf der 
Giltigkeit des von der Gemeinde Puch am 13. März 1866 ausge⸗ 
ſtellten Heimatſcheines, der aber ſo mangelhaft ſei, daß deſſen Giltig⸗ 
keit nicht anerkannt werden könne; denn ſowohl der Name als das 
Alter ſeien unrichtig angegeben, ſo daß die Identität der Perſon 
beim gleichzeitigen Mangel der Perſonsbeſchreibung nicht über allen 


*) Man vergl. auch die Mittheilung in Nr. 48, S. 191 des Jahrganges 1871 
„dieſer Zeitſchriſt. a ara s . 
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Zweifel ſicher geſtellt ſei; zudem fehle die Unterſchrift eines Gemeinde⸗ 
rathes und das Gemeindeſiegel, Gebrechen, welche den Beſtimmungen 
der Miniſterialverordnung vom 23. April 1850, Abſ. 5 (tirol. 
Landes⸗Geſ. Bl. pag. 146), dem im § 33 des Heimatgeſetzes vom 
55 December 1863 vorgeſchriebenen Formulare, außerdem aber auch 
der Beſtimmung des 8 52 der tiroliſchen Gemeindeordnung hinſicht⸗ 
lich der Ausſtellung der für Gemeinden verbindlichen Urkunden wider⸗ 
ſprechen. Nach einem allgemein anerkannten Rechtsſatze ſeien Form⸗ 
vorſchriften, wo fie auf Geſchäfte mit rechtsverbindlichen Folgen ſich 
beziehen, als weſentlicher Beſtandtheil derſelben zu betrachten und 
nehme daher deren Nichtbeachtung auf die Giltigkeit des Actes ſelbſt 
Bezug. Nachdem ein anderer geſetzlicher Grund für die Annahme, daß 
Weifner in Puch heimatberechtigt ſein ſolle, nicht vorliege, eine ſelbſt⸗ 
ſtändige Domicilserſitzung ſeitens derſelben ſich aber nicht nachweiſen 
laſſe, jo müſſe auf die Geburtsgemeinde Ilgen zurückgegangen werden, 
wo der Vater der Weifner anſäßig war.“ 

Die Gemeinde Ilgen betonte in dem Miniſterialrecurſe, daß 
der Heimatſchein vom 13. März 1866 nicht als ungiltig angeſehen 
werden könne, daher Weifner gemäß § 35 des Heimatgeſetzes vom 
Jahre 1863 nach Puch heimatberechtigt ſei, nachdem dieſe Gemeinde 
nicht den Beweis geliefert habe, daß die Heimatwerberin zur Zeit 
der Ausſtellung des fraglichen Heimatſcheines das Heimatrecht in einer 
anderen Gemeinde beſeſſen habe. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 20. April 1872, 
3. 2440 aus den Gründen der angefochtenen Statthaltereientſcheidung 
der Berufung der Gemeinde Ilgen keine Folge gegeben. r. 
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Berordnung. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landesvertheidigung vom 10. Mai 1872, 
Z. 3791, betreffend Verſorgung von Landwehrmännern, welche während ihrer 
Dienſtzeit im ſtehenden Heere Gebrechen überkommen haben. 


Anläßlich vorgekommener ſpeeieller Fälle, in welchen Landwehrmänner, wegen 
angeblich im ſtehenden Heere überkommenen Gebrechen, erſt während ihres Landwehr ⸗ 
verhältniſſes Verſorgungsanſprüche erhoben haben, hat das k. und k. Reichskriegs⸗ 
miniſterium eröffnet, daß zur Beurtheilung des Anſpruches auf eine Verſorgung auf 
Rechnung des gemeinfamen Kriegsbudgets es unerläßlich ift, daß die Betreffenden noch 
während ihrer activen Dienftleiftung oder unmittelbar bei ihrem Austritte aus der 
ſelben der Superarbitrirungscommiſſton vorgeſtellt werden. 

Bei dieſer Sachlage ſei mit der in das Verordnungsblatt für die Landwehr 
eingeſchalteten Circularverordnung vom 5. Mai l. J., Z. 3891/649 V den Landwehr⸗ 
commanden die Weiſung ertheilt worden, dafür Sorge zu tragen, daß Landwehrmän⸗ 
ner, welche bei ihrem aus was immer für einer Urfache erfolgenden Einrücken der 
Superarbitrirungscommiſſion vorgeſtellt werden müſſen und von dieſer als real⸗ 
invalid erkannt wurden und ſich ihre Gebrechen nicht während der activen Landwehr⸗ 
bienftfeiftung zugezogen haben, unbedingt mit Landwehrabſchied entlaſſen werden. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Statthalter in Böhmen Feldmarſchalllieutenant 
wN v. Kol ker das Großkreuz des Leopold⸗Ordens mit Nachſicht der Taxen 
verliehen. 
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Schallhofer den Titel und Rang eines Sectionsrathes — und dem erſten Offickal 
des Rechnungsdepartements dieſes Miniſteriums Herrmann Igl den Titel und Rang 
eines Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director des Wiener k. k. Schulbücherverlags 
ae Rathe Joſeph Schneider das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens 
verliehen. 

Seine Majeität haben dem Finanz⸗Procuratursadjuncten Dr. Maximilian 
Chiari den Titel und Rang eines Finanzrathes mit Nachſicht der Taxen verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bei der Finanzlandesdireckton in Prag ſtehenden 
Finanzbezirkscommiſſär Friedrich Peters den Titel und Rang eines Finanzſecretärs 
tarfret verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Militärattache bei der k. u. k. Botſchaft in Berlin 
Oberſten Zeno Graf Welſersheimb, und den als Mifttärattache bei der k. k. Ger 
ſandtſchaft in St. Petersburg in Verwendung ſtehenden Flügeladjutanten Seiner 
Majeſtät Major Anton Freih. v. Bechtolsheim zu Militärbevollmächtigten bei den 
genannten Mifftonen ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann erſter Claſſe extra statum in 
Böhmen Franz Mat raß zum Statthaltereirathe zweiter Claſſe und zum zweiten 
Referenten für die adminiſtrativen und ökonomiſchen Angelegenheiten beim Landes⸗ 
ſchulrathe für Böhmen ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hof⸗ und Miniſterialconcipiſten der Präſidialſection 
des gemeinſamen Miniſteriums des Aeußern Cajetan Gerrit eine in jener Section 
erledigte ſyſtemiſirte Hof⸗ und Miniſterialſecretärsſtelle verliehen. 

Seine Majeftät haben den mit dem Titel und Charakter eines Generalconſuls 
bekleideten Conſul in Trapezunt Julius Zwiedinek v. Südenhorſt zum k. k. 
Generalconſul in Beirut ernannt und die Verſetzung des k. k. Conſuls in Kuſtendſche 
A Ritter v. Queſtiaux nach Trapezunt als Leiter des k. k. Generaleonſulates 
genehmigt. 

Seine Majeſtät haben den Hofzahlamtsoffictalen Theodor Schneer zum 
überzähligen Hofzahlamtscaſſier ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den ärztlichen Landesregierungsconctpiſten Dr. 
Friedrich Kees bacher zum ordentlichen Mitgliede des Landesſanitätsrathes in Krain 
ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bauadjuncten Ignaz Schlierholz zum 
Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Nieder⸗Oeſterreich ernannnt. 

Der Miniſter des kaiſ. Hauſes und des Aeußeren hat dem mit dem Titel und 
Rang eines Hof: und Miniſterialconcipiſten bekleideten Dr. Victor Hofſtättner 
Edlen v. Hofſtetten⸗Hohenhof eine in der Präſidialſection des gemeinſamen 
en des Aeußern erledigte ſyſtemiſirte Hof⸗ und Mimiſterialconcipiſtenſtelle 
verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat dem proviſoriſchen Forſtinſpector für die Karſt⸗Be⸗ 


waldung Simon Scharnaggl die ſyſtemiſirte Forſtinſpectorsſtelle für das Küſten⸗ 


land verliehen. ar 

Der Handelsminiſter hat dem General-Snipectiondcommiffäar Rudolf Kratoch⸗ 
wil Ritter v. Lö wenfeld eine Inſpectorsſtelle zweiter Claſſe bei der k. k. General⸗ 
inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen verliehen. 


Erledigungen. 


Finanzconcipiſtenflelle bei der Luibacher Finanzdirection mit 700 fl. jährlich, 
bis 24. Juni. (Amtsbl. Nr. 128) 

Bergmeiſtersſtelle bei der k. k. Bergverwaltung Klauſen (Südtirol) mit 
1000 fl. Gehalt, Naturalwohnung oder 100 fl. Quartiergeld gegen Cautlon, bis Ende 
Juni. (Amtsbl. Nr. 128.) 

Bergmeiſtersſtelle, Gehalt 1200 fl. und Naturalquartier, Hüttenmeiſtersſtelle, 
Gehalt 1200 fl. und Quartiergeld, Probirersſtelle, Gehalt 1200 fl. und Natural⸗ 
quartier, Hüt tenchemikereſtelle, Gehalt 1000 fl. und Quartiergeld, Kanzleiofficials⸗ 
ſtelle, Gehalt 600 fl. und Caſſeaſſiſtentenſtelle, Gehalt 600 fl. und Quartiergeld, bei der 
Bergdirection und Hauptwerksverwaltung zu Pribram, bis 6. Jult 1872. (Amtsbl. 
Nr. 132 und 137.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft in Bludenz, Gehalt 
800 fl, bis 20. Juni 1872. (Amtsbl. Nr. 132.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle im Verwaltungsgebiete der n. 6. Statthalterei, mit 
dem Gehalte von 1000 fl., eventuell 800 fl. und im Falle der Verleihung derſelben 
an einen Conceptsadjuncten der n. 5. Statthalterei, eine Conceptsadzunctenſtelle 
mit dem Gehalte von 600 fl. eventuell 500 fl. und 400 fl., bis 30. Juni 1872. 
(Amtsbl. Nr. 136.) 

Finanzſecretärsſtelle bei der n. ö. Finanzlandesdirection in Wien, Geh. lt 1600 fl. 
und Quartiergeld, bis 24. Juni 1872. (Amtsbl Nr. 132.) 

Finanzeoncipiftenftelle bei der Finanzdirection in Laibach, Gehalt 700 fl., bis 
24. Juni 1872. (Amtsbl. Nr. 132.) 

Forſteommiſſärsſtelle im Bereiche der pofltifchen. Verwaltung Dalmatiens. 
Gehalt 600 fl., Reiſepauſchale 300 fl. und Pauſchale für Kanzleiauslagen 100 fl., bis 
1. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 135) a f ? 

Sections⸗Ingenieursſtelle. Jahresbezug 3000 fl., zwei Ingenieurs⸗Aſſiſtenten⸗ 
ſtellen mit je 1800 fl. Jahresbezug, zwei Bauelevenſtellen mit je 1000 fl. Jahresbezug 
und pro 1872 bewilligter Theuerungszulage bei der Donau⸗Regulirungscommiſſion 
in Wien, bis 30. Juni 1872. (Amtsbl. Nr. 132.) 

Magiſtratsrathsſtellen mit 1600 fl. und 1200 fl., eine Secretärsſtelle mit 
1000 fl., zwei Epneipiſtenſtellen mit 800 fl. und eine Conceptsadjunctenſtelle mit 
600 fl. Gehalt und Quinquennalzulagen, beim Magiſtrate in Innsbruck, bis 1. Juli 
1872. (Amtsbl. Nr. 135.) 

Oberingenieurſtelle, Gehalt 1300 fl., eventuell eine Ingenteurſtelle mit 1000 fl. 


Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Rang eines Miniſterialſecretärs] und eine Ingenieuradjunctenſtelle mit 700 fl. Gehalt, bei der dalmatiniſchen Statt- 


ausgezeichneten Rechnungsrathe im Miniſterium für Cultus und Unterricht Ferdinand 


halterei, bis 15. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 137.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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